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Vergewaltigung am Rhein:
Neue Hinweise eingegangen

AKTUELL NOTIERT

Die Polizei sucht weiter fieberhaft nach den
beiden Männern, die beschuldigt werden, am
Donnerstag, 17. Februar, zwischen 21 und
21.30 Uhr an den Stufen der Rheinschanzen-
promenade in Höhe des Berliner Platzes eine
44-Jährige aus dem Rhein-Pfalz-Kreis verge-
waltigt und ausgeraubt zu haben. Dem Leiten-
den Oberstaatsanwalt Hubert Ströber zufolge
sind weitere Hinweise auf die dringendTatver-
dächtigen eingegangen, die jetzt abgearbeitet
würden. „Es gibt aber noch keinen durchschla-
genden Erfolg. Wir haben noch keine heiße
Spur“, sagte er am Donnerstag auf Anfrage.
Zuletzt hatten die Frankenthaler Staatsanwalt-
schaft und die Kriminalpolizei auf der Basis
weiterer Vernehmungen eine präzisere Be-
schreibung der Täter veröffentlicht. Einer der
Männer ist demnach 35 bis 40 Jahre alt und et-
wa 1,80 Meter groß. Er ist schlank und trug
eine grüne Jacke, schwarze Hosen, Schuhe der
Marke Nike und eine Baseballkappe. Täter
zwei ist 38 bis 40 Jahre alt, 1,80 bis 1,90 Meter
groß, schlank und dunkelhäutig. Er hat eine
Narbe über der linken Augenbraue und eine
Tätowierung am Hals. Er trug eine dunkle Ja-
cke und ebenfalls Nike-Schuhe. In Ludwigsha-
fen hat der Fall eine politische Debatte ausge-
löst. Die Stadtratsfraktion „Bürger für Ludwigs-
hafen“ fordert die Aufstellung von sogenann-
ten Sicherheitscontainern auf dem Berliner
Platz. Die Ermittler suchen weiter Zeugen.
Kontakt unter Telefon 0621 963-2773. |ier

Ernst-Reuter-Realschule plus:
Keine schädlichen Gase mehr

Nach dem Vorfall mit Atemwegsreizungen an
der Ernst-Reuter-Realschule plus in der Gar-
tenstadt steht das Ergebnis der Analyse einer
weiteren Luftprobe fest. „Es konnten keine
schädlichen Gase mehr festgestellt werden“,
heißt es von der Stadtverwaltung. Aus Sicht
der von der Stadt beauftragten Gutachter kön-
nen die Räume wieder genutzt werden. Damit
kann in der Ernst-Reuter-Realschule plus nach
dem Ende der Winterferien in der kommen-
den Woche wieder regulärer Unterricht statt-
finden. Die Stadt kündigt aber an, die Situation
weiter zu beobachten. Am 14. Februar gab es
einen Feuerwehreinsatz an der Schule. Schü-
ler und Lehrer klagten über einen stechenden
Geruch sowie Augen- und Atemwegsreizun-
gen. Mehrere Kinder mussten im Kranken-
haus behandelt werden. Die von der Feuer-
wehr sofort veranlassten Untersuchungen
konnten nicht nachweisen, welcher Stoff die
Ursache dafür war. Deswegen hatte die Stadt-
verwaltung eine Fachfirma beauftragt, eine
weitere Luftprobe zu nehmen. |rxs

Alle Bewohner sollen mit ins Boot
VON CHRISTIANE VOPAT

Das Quartier Mundenheim-West
verändert sich deutlich: Das Im-
mobilienunternehmen GAG baut
dort vier Mehrfamilienhäuser mit
88 Sozialwohnungen. Schon seit
einigen Jahren leben in dem Vier-
tel Geflüchtete in sogenannten
Punkthäusern. Um die Bewohner
zusammenzubringen, setzt die
Ökumenische Fördergemein-
schaft auf Quartiersarbeit. Das
Geld dafür hat sie quasi in der Lot-
terie gewonnen.

Im Einweisungsgebiet in Munden-
heim-West leben Menschen, die ihr
Leben nicht meistern können, die es
aus verschiedenen Gründen nicht
geschafft haben, sich eine Existenz
aufzubauen, den Lebensunterhalt
zu bestreiten und die Miete für eine
Wohnung zu bezahlen. Aber Arme,
Kranke und Obdachlose sind längst
nicht mehr die einzigen, die in dem
Viertel zwischen zwei Bahnlinien,
zwei Schnellstraßen und einem In-
dustriegebiet zu Hause sind.

Seit dem Jahr 2015 seien hier mas-
sive baustrukturelle Veränderun-
gen vorgenommen worden, erklärt
Walter Münzenberger, der Ge-
schäftsführer der Ökumenischen
Fördergemeinschaft (ÖFG). „Daher
leben hier nun unterschiedliche so-
ziokulturelle Gruppen mit hohem
Konfliktpotenzial.“ Gemeint sind
neben den Bewohnern der maroden
Einweisungshäuser die Geflüchte-
ten in den Punkthäusern, die in der
Folge der Flüchtlingskrise gebaut
wurden, sowie die Eigentümer der
Reihenhäuser in der Ebernburgstra-
ße und demnächst die Menschen,
die in die neuen Sozialwohnungen
einziehen werden. Um die Men-
schen vor Ort durch eine professio-

Startschuss für Quartiersprojekt in Mundenheim-West – „Es geht um den ganzen Stadtteil“

nelle Quartiersarbeit zusammenzu-
bringen, hat die ÖFG einen Förder-
antrag bei der Deutschen Fernseh-
lotterie gestellt. Dank dieser finan-
ziellen Unterstützung von 237.000
Euro plus 60.000 Euro aus ÖFG-Ei-
genmitteln für zunächst drei Jahre
können die Sozialarbeiter Alexand-
ra Beck und Uwe Frey nun unter der
Regie von Stefan Gabriel, dem Be-
reichsleiter der ÖFG-Quartiersar-
beit, starten. Ab 2025 ist eine An-
schlussförderung für weitere zwei
Jahre möglich.

Heimatgefühl schaffen
„Es geht uns nicht nur um die Not-
wohngebiete, sondern um den gan-
zen Stadtteil“, betont Geschäftsfüh-
rer Münzenberger. Alle Bewohner
sollen nach Angaben der Quartiers-
arbeiter Alexandra Beck und Uwe
Frey eingebunden werden. In Zu-

sammenarbeit mit den Bürgern soll
der Stadtteil so entwickelt werden,
dass er für alle Menschen eine Iden-
tifikation mit dem Stadtteil, eine
„Heimat“ bedeutet. Die Wünsche,
aber auch die Sorgen der Bewohner
sollen der Ausgangspunkt für ge-
meinsame Veränderungen sein.

Das Quartiersbüro befindet sich
im „Haus der Begegnung“ in einem

der Punkthäuser, also mittendrin.
Dieses soll ein Treffpunkt für die
Menschen sein. Sobald die Pande-
mie es wieder zulässt, soll hier ein
lebendiges Miteinander stattfinden:
gemeinsames Kennenlernen, Früh-
stück, Spielen, Ideenaustausch und
vieles mehr. Zudem soll das Quar-
tiersbüro als zentrale Anlauf- und
Beratungsstelle fungieren.

„Offenbar hat mein Schreiben eine
intensive Diskussion in Gang ge-
setzt, wie die Zusammenarbeit von
Verwaltung und Ortsbeiräten opti-
miert werden kann – auf eine Art
und Weise, die beiden Seiten ge-
recht werden kann“, sagt Oberbür-
germeisterin Jutta Steinruck.

Die SPD-Politikerin bewertet so die
Reaktionen der Ortsvorsteher im
gestrigen RHEINPFALZ-Bericht. In
einem Brief an alle zehn Ortsbeiräte
Mitte Februar hatte die OB an die
Stadtteilgremien appelliert, sich mit
Blick auf die Flut von Anträgen und
Anfragen zu hinterfragen, um die
Arbeitsbelastung insgesamt zu re-
duzieren. „In den einzelnen Beiträ-
gen wird das Dilemma deutlich, das
ich aufzeigen wollte: Einerseits wird
die Qualität mancher Antworten
kritisiert, andererseits die lange Zeit
bei der Umsetzung von Vorhaben in
den Stadtteilen. Deshalb sollten wir
gemeinsam überlegen, wie wir das
Miteinander verbessern können
und dabei den engen personellen
und finanziellen Ressourcen der
Verwaltung und den legitimen An-
sprüchen der Ortsbeiräte gleicher-
maßen Rechnung tragen“, so Stein-
ruck. „Ich würde mich freuen, wenn
mein Brief nun den Anlass bietet, in
den nächsten Wochen in einen kon-
struktiven Dialog einzutreten. Ich
denke, wir kommen eher ans Ziel,
wenn wir mit- und nicht in den Me-
dien übereinander sprechen.“

Die OB hatte in ihrem Schreiben
auch betont, dass sie das ehrenamt-
liche Engagement der Kommunal-
politiker schätzt: „Sie setzen sich ak-
tiv für ihren Stadtteil und die dort
lebenden Bürger ein. Sie kennen die
Bedürfnisse und Anliegen ihres
Stadtteils am besten und wissen, wo
der Schuh drückt“, so die OB. |ier

Antragsflut: OB
sucht den Dialog
mit Ortsbeiräten

Verkehrsbehinderungen
nach Unfall mit Straßenbahn
Zu Verkehrsbehinderungen hat am Donners-
tag ab 14.15 Uhr ein Unfall zwischen einer
Straßenbahn und einem Auto in Mundenheim
geführt. Laut Polizei wollte das Auto auf der
Rheingönheimer Straße wenden und stieß mit
der Bahn zusammen. Im Auto saßen drei Per-
sonen, zwei davon wurden leicht verletzt. Das
Fahrzeug hat einen Totalschaden. In der Stra-
ßenbahn wurde niemand verletzt, die Scha-
denshöhe ist noch nicht bekannt. |rxs

Coronavirus: Inzidenzen in Stadt
und Landkreis sinken weiter
In Ludwigshafen lag die Corona-Inzidenz am
Donnerstag laut Landesuntersuchungsamt bei
788,1 (Mittwoch: 818,3), im Rhein-Pfalz-Kreis
bei 792,9 (858,1). Für das Stadtgebiet werden
7570 aktuelle Corona-Fälle gemeldet, im Kreis
sind es 5852. Die landesweite Sieben-Tage-In-
zidenz liegt bei 994,1, die Sieben-Tage-Hospi-
talisierungsinzidenz – also die Anzahl der
Neuaufnahmen von Covid-Patienten im Kran-
kenhaus innerhalb von sieben Tagen bezogen
auf 100.000 Einwohner – betrug in Rheinland-
Pfalz am Donnerstag 5,78 (5,63). |rxs

„Niemand weiß, was noch passiert“

VON SONJA WEIHER

Schon am Vormittag hat Veronika
Pogorelova mit ihrer Mutter in Kiew
telefoniert. „Die Menschen in der
Ukraine können nicht glauben, was
gerade passiert“, sagt die 34-Jähri-
ge. Niemand habe mit einer solchen
Eskalation gerechnet, wie sie der
Angriff Russlands auf das Nachbar-
land nun darstellt. Man versuche,
ruhig zu bleiben, habe ihr die Fami-
lie berichtet. „Niemand weiß, was
noch passieren wird“, beschreibt
Pogorelova die unsichere Lage in ih-
rer Heimat. Lange Zeit habe man in
der Hauptstadt den Eindruck ge-
habt, der bewaffnete Konflikt im Os-
ten der Ukraine, der schon seit 2014
schwelt, sei weit weg. „Jetzt ist er
uns mit einem Mal sehr nah – auch
hier in Deutschland“, sagt Stefan
Schreiner. Die Alltagsprobleme, die
die vierköpfige Familie gerade beim
Renovieren ihres Hauses und bei der
Planung des Umzugs erlebt, seien
plötzlich völlig nichtig.

Falschmeldungen im Netz
Über das Internet versuchen ihre Fa-
milie und der Freundeskreis, ver-
trauenswürdige Nachrichten zur ak-
tuellen Lage zu bekommen. Ukraini-
sche Fernsehstationen hätten ihre
Bezahlprogramme inzwischen kos-
tenlos zur Verfügung gestellt, sagt
Schreiner. Doch im Netz seien viele
Falschmeldungen unterwegs. „Rus-
sische Propaganda“, vermutet Pogo-
relova. Sie verfolgt die Neuigkeiten
aus der Heimat mit einem Gefühl
der Ohnmacht. „Von hier aus kann
ich nichts tun, nur hoffen, dass die
Situation sich rasch bessert“, sagt
die studierte Landschaftsarchitek-
tin. Eigentlich wollte sie mit dem
jüngeren der beiden Kinder, das erst
vor eineinhalb Wochen zur Welt
kam, im März ihre Mutter besuchen.
Doch die Lufthansa stornierte den
Flug am Donnerstagvormittag.

Ob er wie geplant in drei Wochen
wieder zurück nach Hause kann, das
fragt sich auch ein ukrainischer
Freund, der gerade bei der jungen
Familie in Frankenthal zu Besuch ist.
Er sei erschüttert und verunsichert,

Krieg in der Ukraine: Diese Nachricht hat auch Stefan Schreiner Donnerstagfrüh erschüttert. Sechs Jahre lang hat
der Frankenthaler in Kiew gelebt. Seit Sommer ist der Lehrer an einer Ludwigshafener Schule mit seiner ukrainischen
Frau Veronika Pogorelova und den Kindern zurück in der Pfalz. Ihre Sorge gilt nun der Familie im Osten Europas.

lege das Smartphone seit Tagen
kaum noch aus der Hand, sagt
Schreiner. „Die Nachrichten aus der
Ukraine begleiten ihn vom Aufste-
hen bis zum Einschlafen.“ Völlig of-
fen sei für den Freund , ob er im Falle
einer Rückkehr in die Ukraine die
Möglichkeit hätte, das Land wieder
zu verlassen. Seinen Verwandten
habe der Mann geraten, sich in der
Zentralukraine, der Heimatregion

der Familie, in Sicherheit zu bringen.
Längst in Sicherheit, aber in ei-

nem Zustand „totaler Schockstarre“
sind Schreiners ehemalige Kollegen
an der Deutschen Schule in Kiew, wo
er bis Sommer 2021 unterrichtete.
Fast alle Deutschen seien schon vor
Wochen der Aufforderung gefolgt,
das Land zu verlassen. „Sie leben
hier aus dem Koffer, wissen nicht,
wie es weitergeht“, weiß Schreiner,

seit diesem Schuljahr Lehrer an der
Albert-Einstein-Grund- und Real-
schule plus in Ludwigshafen-Frie-
senheim, aus zahlreichen Whats-
app-Nachrichten und E-Mails.
Selbst wenn man nicht in den Kon-
fliktgebieten lebe, sei das ganze Le-
ben nun von einem Tag auf den an-
deren auf den Kopf gestellt.

Noch schwieriger sei die Situation
für die einheimischen Lehrkräfte,

die das Land, in dem sie verwurzelt
sind, nicht einfach so verlassen kön-
nen und wollen. Noch vor zwei Ta-
gen habe einer von ihnen zu ihm ge-
sagt: „Putin wird nicht angreifen“,
erinnert sich der 40-Jährige. Wäh-
rend die Ukrainer vor Ort unterrich-
ten, läuft der Schulbetrieb für die
Deutschen nun online weiter. Das
sei für die Privatschule ein Problem.
„Die Eltern zahlen viel Geld für eine
anspruchsvolle Ausbildung. Die Sor-
ge ist, dass sie nun ihre Kinder ab-
melden“, sagt Schreiner.

Vorräte aufgefüllt
An Unterricht oder Arbeit denke im
Donbass heute niemand, schreibt
seine Kollegin Tatjana am Donners-
tagmorgen an Schreiner. Die Nacht
sei relativ ruhig gewesen – dank
dreifach verglaster Fenster. An Ex-
plosionsgeräusche habe man sich in
der Region ja schon gewöhnt. Die Si-
tuation habe sich seit Monaten ver-
schlimmert, immer mehr junge Leu-
te hätten die Gegend verlassen. Aus
den Nachrichten habe sie jetzt am
Donnerstagvormittag erfahren, dass
auf Flughäfen und Waffenlager ge-
schossen werde, liest der Franken-
thaler aus einer Kurznachricht der
Freundin vor. Die Familie habe eine
Tasche mit den wichtigsten Doku-
menten gepackt und fülle nun die
Lebensmittelvorräte auf. Man rech-
ne mit dem Schlimmsten – und ver-
suche doch, Ruhe zu bewahren. Das
wollen auch Schreiner und seine Fa-
milie. Doch die Sorge um ihre Ange-
hörigen in der Ukraine, wo sich die
Lage im Laufe des Donnerstags im-
mer weiter zuspitzt, prägt nun ihren
Alltag gut 2000 Kilometer entfernt
im Westen.

Unterdessen ist die Solidarität in
Ludwigshafen groß. Etwa 100 Men-
schen versammelten sich gestern
Abend auf dem Berliner Platz zu
einer Kundgebung, bei der sie ein
Ende des Kriegs forderten. Heute
um 18 Uhr findet auf dem Ruchhei-
mer Schlossplatz eine Aktion statt,
bei der Kerzen angezündet werden,
die jeder Teilnehmer selbst mit-
bringt. Darüber informierte Orts-
vorsteher Dennis Schmidt (CDU).

Der Tatort an den Stufen zum Rhein in
Höhe des Berliner Platzes. FOTO: IER

32 Kinder hatten über Augen- und Atem-
wegsreizungen geklagt. ARCHIVFOTO: MORAY

Wollen die Menschen im Quartier zusammenbringen: Stefan Gabriel, Ale-
xandra Beck und Uwe Frey (von links). FOTO: EVO

Das Jugendzentrum in der Krops-
burgstraße ist eine wichtige An-
laufstelle. FOTO: EVO

ZUR SACHE

Seit über 50 Jahren leistet die Öku-
menische Fördergemeinschaft Lud-
wigshafen GmbH (ÖFG) nach eige-
nen Angaben Sozialarbeit in den
Notwohngebieten. Sie begleitet und
unterstützt Kinder, Jugendliche und
Familien, alleinstehende Menschen
und Flüchtlinge, betreut unbegleite-
te minderjährige Ausländer und or-
ganisiert medizinische Versorgung
für Menschen am Rand der Gesell-
schaft. Mittlerweile hat die ÖFG ihre
Angebote und die Anzahl ihrer Ein-
richtungen ausgebaut. Die Gemein-
wesenarbeit wurde durch die Stra-
ßensozialarbeit verstärkt und hat
mit dem Projekt „Street Doc“ eine
medizinische Versorgung für Men-
schen etabliert, die aus dem Ge-
sundheitssystem herausgefallen
sind. Zu einem weiteren Schwer-
punkt sind die erzieherischen Hilfen
geworden. Die ÖFG ist ein Schwer-
punktträger für Erziehungshilfen in
Ludwigshafen und bietet Hilfen im
ambulanten, teilstationären und sta-
tionären Bereich wie auch sozialpä-
dagogische Gruppenarbeit an, unter
anderem an verschiedenen Schulen.
Heute sind bei der ÖFG über 170
Mitarbeiter beschäftigt. |evo

Ökumenische
Fördergemeinschaft

Solidarität auch gestern Abend auf
dem Berliner Platz. FOTO: MORAY

Große Anteilnahme: Zahlreiche Menschen demonstrieren am Donnerstag in Berlin gegen den russischen Angriff
auf die Ukraine. FOTO: KAY NIETFELD/DPA

Ein Bild aus friedlicheren Zeiten: Stefan Schreiner und Veronika Pogorelo-
va mit ihrem Sohn in einem Park in Kiew. FOTO: SCHREINER/FREI
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